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Die Berlin-Studie: 

Wie Berlin erste Wahl werden soll

Bernhard Schneider

In diesen Tagen hat die von der Senatskanzlei mit der Studie „Zukunftsstrategien für Berlin“ beauftragte Arbeitsgruppe „Zivile Wege in das 21. Jahrhundert“ dem Auftraggeber ihr Ergebnis abgeliefert. In vier begleitenden workshops hatten über hundert Fachleute und Interessierte die Arbeit in ihren Entwicklungsstadien kritisch begleitet und maßgeblich beeinflußt, darunter auch Vertreter der EU, die die Studie mit angestoßen und finanziert hatte, um Hinweise für eine europäische Metropolen-Politik zu bekommen. Sich nicht erst mit dem Ergebnis der Studie in einen Dialog mit anderen Fachleuten und der Öffentlichkeit zu begeben, sondern schon während der Erarbeitung, war ein zentraler Punkt im Angebot der Arbeitsgruppe, das im Frühjahr 1998 gegen die Konkurrenz prominenter Institute und Forschungsgruppen den Zuschlag bekam. Dem dialogischen Vorgehen lag auch die Überlegung zugrunde, daß Ansprechpartner einer Zukunftsstudie für Berlin nicht allein der Senat, Verwaltungen und die übrige Stadtpolitik sein können, sondern daß dazu viele andere an der Entwicklung Berlins beteiligte Kräfte gehören. Die Verfasser – 15 Wissenschaftler und Experten verschiedener Fachgebiete - hoffen, daß dieser fruchtbare Prozeß fachöffentlicher  Erörterungen jetzt mit dem Abschluß der Arbeit in ein neues, entschiedeneres Stadium überführt wird, und nicht erst, wenn, wie vorgesehen, im Sommer eine konzentrierte Druckfassung vorliegen wird. Im Internet ist unter www.berlin.de/europa eine ältere Fassung der Berlin-Studie abrufbar. Die Verfasser hoffen, daß sie bald durch den aktuellen Stand ersetzt wird.

Als verbindende Klammer für die unterschiedlichen Fachbeiträge hat die Gruppe sechs Elemente eines verbindlichen Leitbildes herausgearbeitet, dem sich Berlin verschreiben sollte, um die Herausforderungen der Zukunft zu bestehen:

· wettbewerbsfähig aus eigener Kraft,

· offen und sozial gerecht,

· ökologisch attraktiv und verantwortungsvoll,

· als Stadt des Wissens,

· als Integrationspunkt von Ost und West und

· zivilgesellschaftlich verfaßt.

An diesen Leitbild-Elementen orientieren sich für 13 Maßnahmenbereiche ausgearbeitete Handlungsvorschläge an die Politik und andere Akteure der Stadt, gruppiert in vier fachübergreifende Handlungsfelder, die überschrieben sind mit: 

Austauschbeziehungen, 

Wettbewerbsfähigkeit, 

Soziale Kohäsion und 

Metropolenraum im Gleichgewicht.

Bereits mehrere Monate vor dem Aufbrechen der aktuellen Diskussion hat die Berlin-Studie Argumente für eine nachhaltige Einwanderungspolitik in begleitenden workshops vorgetragen und mit über hundert Teilnehmern diskutiert; Argumente, die von den absehbaren Konsequenzen der demographischen Entwicklung und vom wirtschaftlichen Bedarf des aufnehmenden Landes ausgehen. Unter ihren Maßnahmeempfehlungen schlägt die Studie nicht eine kurzfristige Notmaßnahme vor, wie sie derzeit aus politisch-atmo​sphäri​schen Gründen allein durchsetzbar zu sein scheint, nämlich die befristete Anwerbung von Spezialisten einer bestimmten Branche, die nach wenigen Jahren, wenn man erwartet den Engpaß behoben zu haben, das Land wieder verlassen sollen. Begründung und Empfehlungen der Berlin-Studie für eine gezielte Einwanderungspolitik sind weiter gefaßt. Neben dem bereits seit Jahren konstatierten Defizit an qualifizierten Arbeitskräften, das sich in einzelnen Wirtschaftsbereichen zu einem bedrohlichen Wettbewerbsnachteil und Entwicklungshindernis auswächst, geht es ihr um die Sicherung der Sozialsysteme, die den Ländern Europas einen Wettbewerb um die knapper werdende Ressource Jugend aufzwingen wird, und um den Import von Qualifikationen und unternehmerischen Qualitäten von Zuwanderern, die Berlin Innovationen, hohe Einkommen, Steuererträge und Sozialbeiträge verschaffen könnten. Dem Bild von Zuwanderern, die die deutschen Sozialsysteme belasten, wird also das Bild von Zuwanderern entgegen gestellt, die diese Sozialsysteme retten helfen. Solche ökonomischen, sozialen und demographischen Langzeitwirkungen stellen sich jedoch nicht in drei oder fünf Jahren ein, wenn die Zuwanderer, von denen zur Zeit die Rede ist, schon wieder wegziehen sollen, sondern erst dann, wenn sie ihre eigenen Betriebe und Unternehmen gegründet, neue Arbeitsplätze geschaffen und ihren wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Erfolg gesi​chert haben.

Die Berlin-Studie empfiehlt darum ein Bündel von Maßnahmen und Anreizen, die Berlin zur ersten Wahl qualifizierter Zuwanderer machen sollen. Zweitrangig dagegen ist, ob diese aus Bamberg oder Bombay kommen. Nicht anders war die Ansiedelungs-Stra​tegie des Großen Kurfürsten und seiner Nachfolger angelegt, die nach den Verwüstungen des Dreißigjährigen Krieges und in den Generationen danach das Land wieder flott machten, indem sie ihm know-how und unternehmerische Initiative von außen zuführten. Die keineswegs nur „toleranten“, sondern über die Privilegien der Fremden auch empörten brandenburgisch-preu​ßi​schen Untertanen konnten damals allerdings mit Polizeigewalt gezwungen werden, die qualifizierte Zuwanderung als das politische Interesse des Landes und als den Willen der Herrscher zu akzeptieren. 

In einer vorschnellen Reaktion wendet der Staatssekretär der Senatsverwaltung für Inneres gegen die Berlin-Studie ein, ihr Kapitel „Einwanderungsstadt“ folge einer „Multikulti-Ideologie“. Daß die Hohenzollern mit ihrer Realpolitik nicht nur Bauern und Handwerker, Händler, Forscher und Fabrikanten in ihr armes, entvölkertes Land holten, sondern ihm auch eine kosmopolitische Bereicherung und vergleichsweise tolerante Verhältnisse bescherten, wissen wir dagegen heute nicht genug zu rühmen; oft wird diese schöne Nebenwirkung der systematischen Ansiedlung von Fremden fälschlicherweise sogar als deren eigentlicher Sinn angesehen.

Nicht von ungefähr faßt die Berlin-Studie das Kapitel „Einwanderungsstadt“ mit den Kapiteln „Wissensvorsprünge“ und „Kulturstrategien“ zu einem Handlungsfeld „Austauschbeziehungen“  zusammen. Eine der wichtigsten Möglichkeiten Berlins, seine vielfältigen Entwicklungsrückstände aufzuholen und eine Zukunft entsprechend den sechs Leitbild-Elementen zu gestalten, wird im systematischen Ausbau seiner unterentwickelten Austauschbeziehungen gesehen. Diese sind nicht erst durch die Teilung und ihre Folgen, sondern bereits seit 1933 immer mehr ruiniert worden und sind sowohl Ursache als auch Symptom der bis heute andauernden Isolierung der Stadt. Ein Maß und Indiz für den Rückstand ist unter anderem die geringe Zahl von Ausländern in der Besucherstatistik und ihr extrem geringer Anteil von nur 28 Prozent der 1998 gezählten 8,3 Millionen Übernachtungen. 

Das große Thema der Austauschbeziehungen Berlins bildet auch das Dach und den Zugang der Berlin-Studie zum Feld der „Kulturstrategien“, einschließlich der Finanzierungsprobleme, die gegenwärtig die Kulturdiskussion beherrschen. Wissenschaft und Kultur sind angesichts der gravierenden Schwächen, die Berlin auf anderen Gebieten lähmen, das primäre Kompetenzfeld der Stadt. Es hat zugleich grundlegende Bedeutung für die Sanierung anderer Bereiche und für Berlins Rolle im europäischen und globalen Konzert der Großstädte („Wer die Zukunft Berlins will, muß mit der Kultur beginnen“, Klaus-Dieter Lehmann, Präsident der Stiftung Preußischer Kulturbesitz). Neben der sich erst entwickelnden Hauptstadtfunktion und den noch fehlenden Wirtschaftsfunktionen ist die kulturelle Kraft und Kompetenz der Stadt ist ihr angestammter Beitrag und ihr Vehikel zur Bewältigung gegenwärtiger Globalisierungsvorgänge auf anderen Gebieten.

Vorgeschlagen wird eine Aktivierung der enormen Potenziale und Ressourcen, über die Berlin in Wissenschaft und Kultur verfügt, unter anderem durch intensive lokale und globale Vernetzung - ein infrastrukturelles Großprojekt, das die Kultur- und Wissenschafts-Ressourcen Berlins und der Region zu einem leistungsfähigen IT-Netzwerk zusammenschließen und zum Motor der anstehenden Ost-West-Integration der wachsenden EU machen kann. 

Die Förderung einer solchen gemeinsamen Kulturinformations-Infrastruktur sollte Priorität bekommen vor der Förderung einzelner Institutionen oder Projekte. Sie wäre auch ein wichtiger Kern einer Konsolidierungs-Strategie auf finanziellem und wirtschaftlichem Gebiet. Diese sollte darin bestehen, daß anstelle der gegenwärtig herrschenden Konzentration des Interesses auf die Kostenseite der systematische Ausbau der Einnahmenseite betrieben wird (unter anderem mit Hilfe von IT-Systemen) – nicht nur, indem private Finanzquellen als Ersatz für zurückgehende öffentliche Alimentierung erschlossen werden. Viel wichtiger als der Austausch des staatlichen Subventionsgebers durch viele private ist die Umwandlung staatlicher Kulturbetriebe – einschließlich solcher, die bereits die Form einer GmbH haben – in eigenverantwortlich wirtschaftende, am freien Markt konkurrierende Dienstleistungs-Unternehmen, die in größerem Umfang als ihre Verfassung und eine enge Auslegung des Haushalts- und Dienstrechts es derzeit gestatten, eigenes Geld verdienen, sich eigenständige Einnahmequellen schaffen. Die Herausforderung eines solchen Strukturwandels trifft in unterschiedlicher Form für alle Beteiligten gleichermaßen: Kulturbetriebe werden nicht nur für ihre Kosten, sondern für ihre Produktivität verantwortlich und haften für ihren Haushalt; das bedeutet, die Institutionen brauchen auch eine andere Art von Mitarbeitern mit neuen Kompetenzen, als sie für den Vollzug staatlich verordneter Haushaltspläne im öffentlichen Dienst notwendig sind. Die Politik  – Exekutive wie Legislative – muß, um Erfolg zu haben, über ihren Schatten springen und gewohnte Zuständigkeiten und ihre detaillierten Eingriffskompetenzen aufgeben; die öffentliche Kontrolle des Kultursektors schließlich wird andere Instrumente brauchen als sie Senat, Abgeordnetenhaus und öffentliche Verwaltung derzeit handhaben. Die öffentliche Verwaltung wird entsprechend den gewandelten Organisations- und Aktionsformen im Kultur- und Kunstbereich einer ebenso tief greifenden Modernisierung unterzogen werden müssen wie die Institutionen.

